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113. Bundesgesetz: Arlberg Schnellstraße Finanzierungsgesetz
1 1 4 . Bundesgesetz: Änderung des Tauernautobahn-Finanzierungsgesetzes
1 1 5 . Bundesgesetz: Änderung des Scheidemünzengesetzes 1963
1 1 6 . Bundesgesetz : Übernahme der Bundeshaftung für Darlehen und sonstige Kredite der Flug-

hafen Wien Betriebsgesellschaft mit beschränkter Haftung
1 1 7 . Bundesgesetz: Internationales Institut für angewandte Systemanalyse
1 1 8 . Bundesgesetz: EFTA-Durchführungsgesetz 1973

1 1 3 . Bundesgesetz vom 14. Feber 1973
betreffend die Finanzierung der Arlberg
Schnellstraße in der Teilstrecke St. Anton am
Arlberg bis Langen am Arlberg (Arlberg

Schnellstraße Finanzierungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bund hat den Bau, die Erhaltung,
den Betrieb und die Finanzierung der im Bun-
desstraßengesetz 1971, BGBl. Nr. 286, ange-
führten Arlberg Schnellstraße (S 16) in der Teil-
strecke St. Anton am Arlberg bis Langen am
Arlberg (Arlberg Schnellstraße Tunnelstrecke)
einer Aktiengesellschaft zu übertragen.

(2) Die für Bau, Erhaltung und Betrieb der
Arlberg Schnellstraße Tunnelstrecke notwendi-
gen Grundflächen sind von der Aktiengesellschaft
auf ihre Kosten im Namen des Bundes (Bundes-
straßenverwaltung) zu erwerben. Für Enteig-
nungen gelten die Bestimmungen der §§ 17 bis
20 des Bundesstraßengesetzes 1971, BGBl.
Nr. 286. Der Aktiengesellschaft steht im Ver-
waltungsverfahren das Antragsrecht zu. Der
Bund hat Grundflächen, die sich in seinem Eigen-
tum befinden und die für Zwecke gemäß § 1
notwendig sind, der Aktiengesellschaft zur Ver-
fügung zu stellen. Die Gesellschaft hat dem Bund
hiefür einen dem Wert der Grundflächen ent-
sprechenden Betrag zu zahlen; für die Bemessung
des Betrages gelten der § 18 und der § 20
Abs. 2 zweiter Satz des Bundesstraßengesetzes
1971, BGBl. Nr. 286.

(3) Der Bundesminister für Bauten und Tech-
nik ist berechtigt, der Aktiengesellschaft Anwei-
sungen über den Bau und die Erhaltung der Arl-
berg Schnellstraße Tunnelstrecke (Abs. 1) zu er-
teilen und Auskünfte über die Tätigkeit der
Aktiengesellschaft zu verlangen, soweit dies un-
ter Bedachtnahme auf technische und verkehrs-
wirtschaftliche Belange, wie sie rücksichtlich an-
derer Bundesstraßen bestehen, geboten erscheint.

Die Organe der Aktiengesellschaft sind verpflich-
tet, diesen Anweisungen und Aufforderungen
zur Auskunfterteilung zu entsprechen.

(4) Die Aktiengesellschaft darf Betriebe an der
Arlberg Schnellstraße Tunnelstrecke, die den Be-
langen der Verkehrsteilnehmer auf dieser dienen
und einen unmittelbaren Zugang zu der Schnell-
straße haben (wie Tankstellen, Raststätten, Mo-
tels, Werkstätten und dergleichen), weder errich-
ten noch selbst oder für Dritte betreiben. Der
Abschluß von Verträgen über solche Betriebe ist
dem Bund vorbehalten.

§ 2. (1) Der Bund hat für die Benützung der
Arlberg Schnellstraße Tunnelstrecke ein Entgelt
einzuheben.

(2) Die Höhe dieses Entgeltes ist vom Bun-
desminister für Bauten und Technik im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
nach der Fahrzeuggattung festzusetzen. Bei der
Festsetzung der Höhe des Entgeltes ist auch auf
die Kosten des Baues, des Betriebes, der Erhal-
tung und der Finanzierung der Arlberg Schnell-
straße Tunnelstrecke Bedacht zu nehmen. Die
Höhe des Entgeltes kann auch von anderen Merk-
malen als der Fahrzeuggattung, wie Häufigkeit
der Benützung, abhängig gemacht werden, so-
weit dies im Interesse der Wirtschaftlichkeit des
Straßenbetriebes geboten ist.

(3) Einsatzfahrzeuge und Fahrzeuge des Stra-
ßendienstes im Sinne der straßenpolizeilichen
Vorschriften sowie Fahrzeuge des Bundesheeres
oder der Heeresverwaltung, die bei einem Ein-
satz gemäß § 2 des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/
1955, zur Vorbereitung dieses Einsatzes oder zu
Übungszwecken verwendet werden, sind von der
Entgeltleistung ausgenommen.

§ 3. (1) Der Bund hat die Einhebung des Be-
nützungsentgeltes gemäß § 2 Abs. 1 der Aktien-
gesellschaft zu übertragen.
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(2) Der Bund hat die Entgelte nach § 2 Abs. 1
sowie die aus Nebenbetrieben nach § 1 Abs. 4
gezogenen Entgelte der Aktiengesellschaft so weit
zu überlassen, als dies zur Abgeltung der Kosten
für die Grundeinlösungen, den Bau, den Betrieb,
die Erhaltung und die Finanzierung der Arlberg
Schnellstraße Tunnelstrecke, der Kosten der Ein-
hebung des Benützungsentgeltes sowie der an-
gemessenen Verwaltungskosten der Aktiengesell-
schaft notwendig ist.

§ 4. Die Übertragungen und Überlassungen
gemäß § 1 Abs. 1 und § 3 haben zur Voraus-
setzung, daß

a) die Höhe des Grundkapitals der Aktien-
gesellschaft mit mindestens 200 Millionen
Schilling bestimmt ist,

b) von diesem Grundkapital der Bund 60 vom
Hundert, das Land Tirol 26 vom Hun-
dert und das Land Vorarlberg 14 vom
Hundert übernehmen,

c) die Länder Tirol und Vorarlberg sich ge-
genüber der Aktiengesellschaft verpflichten,
dieser in den Jahren 1973 bis einschließlich
1977 jährlich zusammen je 20 Millionen
Schilling und in den Jahren 1978 bis ein-
schließlich 1982 jährlich zusammen je
10 Millionen Schilling als nicht rückzahl-
bare Zuschüsse zu leisten,

d) die Satzung der Aktiengesellschaft deren
Organe verpflichtet, Anweisungen des Bun-
desministers für Bauten und Technik ge-
mäß § 1 Abs. 3 zu befolgen und Auskünfte
zu erteilen, sowie Finanzierungsmaßnahmen
nur mit Zustimmung des Bundesministers
für Finanzen als Vertreter des Haftungs-
trägers Bund gemäß § 5 vorzubereiten und
abzuschließen,

e) die Länder Tirol und Vorarlberg sich ge-
genüber der Aktiengesellschaft bereit er-
klären, im Falle der Erhöhung des Haf-
tungsrahmens gemäß § 5 Abs. 2 die Zu-
schüsse gemäß lit. c um den gleichen Hun-
dertsatz zu erhöhen.

§ 5. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, für die im In- und Ausland
durchzuführenden Kreditoperationen (Aufnahme
von Anleihen, Darlehen und sonstigen Krediten)
der Aktiengesellschaft Haftungen namens des
Bundes als Bürge und Zahler (§ 1357 des allge-
meinen bürgerlichen Gesetzbuches) zu überneh-
men.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur dann
Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Ge-
genwert) der Haftung 2800 Millionen Schil-
ling an Kapital und 2800 Millionen Schil-
ling an Zinsen und Kosten nicht über-
steigt;

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 1000 Millionen Schil-
ling an Kapital nicht übersteigt;

c) die Laufzeit der Kreditoperation dreißig
Jahre nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten
inländischer Währung unter Zugrunde-
legung der folgenden Formel nicht mehr
als das Zweieinhalbfache des im Zeitpunkt
der Kreditoperation geltenden Zinsfußes
für Eskontierungen der Oesterreichischen
Nationalbank (§ 48 Abs. 2 des National-
bankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 276/
1969) beträgt;

e) die prozentuelle Gesamtbelastung bei An-
leihen, Darlehen und sonstigen Krediten
in ausländischer Währung nach der Formel
laut lit. d nicht mehr als das Zweieinhalb-
fache des arithmetischen Mittels aus den
im Zeitpunkt der Kreditoperation gelten-
den offiziellen Diskontsätzen in Belgien,
der Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, den Niederlanden,
Schweden, der Schweiz und den USA (New
York) beträgt;

f) die Kreditoperation in Schilling, Belgischen
Francs, Deutschen Mark, Französischen
Francs, Holländischen Gulden, Italienischen
Liren, Japanischen Yen, Kanadischen Dol-
lar, Luxemburgischen Francs, Pfund Ster-
ling, Schwedischen Kronen, Schweizer
Franken, US-Dollar oder in Rechnungsein-
heiten, die auf mehreren dieser Währun-
gen beruhen, erfolgt;

g) eine Kreditoperation gemäß Abs. 1 die bei
Betriebsaufnahme aushaftende Summe der
aufgenommenen Anleihen, Darlehen und
sonstigen Kredite zuzüglich der aushaften-
den Zinsen nicht erhöht;

h) die Laufzeit der Kreditoperationen gemäß
Abs. 1 nicht nach dem 31. Dezember 2010
endet.

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 2 lit. d und e sind die Emissions- und Zu-
zählungsverluste, Begebungsprovisionen, Werbe-
und Druckkosten (Begebungskosten) vom Brutto-
erlös in Abzug zu bringen.

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Krediten, bei welchen die Zinssätze jeweils
für bestimmte Zeitabschnitte variabel festgesetzt
werden, ist für die vertragliche Laufzeit die Ge-
samtbelastung nach der Formel laut Abs. 2
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lit. d und e zum Zeitpunkt des Vertragsabschlus-
ses maßgebend. Für die Ermittlung der Gesamt-
belastung bei Anleihen sind vertraglich vorge-
sehene Tilgungsmöglichkeiten durch freihändigen
Rückkauf nicht zu berücksichtigen.

(5) Vorzeitige Rückzahlungsermächtigungen
(Kündigungsrechte) sind für die Beurteilung der
Laufzeit nicht zu berücksichtigen.

(6) Wird die Haftung des Bundes gemäß
Abs. 1 und 2 für Fremdwährungsbeträge über-
nommen, so sind diese zu den im Zeitpunkt der
Haftungsübernahme vom Bundesminister für
Finanzen jeweils festgesetzten Kassenwerten auf
die genannten Höchstbeträge anzurechnen.

(7) Der Bundesminister für Finanzen wird er-
mächtigt, die gemäß Abs. 1 und 2 übernomme-
nen Haftungen über die vertraglich vereinbarte
Laufzeit zu erstrecken:

a) wenn eine Prolongierung der Fälligkeit der
Verpflichtungen aus Kreditoperationen ver-
traglich vorgesehen ist und vom Schuldner
in Anspruch genommen wird oder zur Ver-
meidung einer Inanspruchnahme des Bun-
des aus der Haftung infolge unvorherseh-
bar eingetretener wirtschaftlicher oder fi-
nanzieller Schwierigkeiten des Hauptschuld-
ners geboten ist und der Gläubiger zu-
stimmt,

b) wenn durch die Prolongierung die vertrag-
lich vereinbarte Laufzeit um nicht mehr
als fünf Jahre überschritten wird,

c) wenn die Mehrleistungen an Zinsen im
Haftungsrahmen für Zinsen und Kosten
Deckung finden und

d) wenn die sich jeweils ergebende Gesamt-
laufzeit die in Abs. 2 lit. c und h fest-
gesetzte Laufzeit nicht übersteigt.

(8) Wird der Bund aus einer gemäß Abs. 1
und 2 übernommenen Haftung in Anspruch ge-
nommen oder leistet er zur Vermeidung einer
Inanspruchnahme aus der Haftung Zahlungen
an die Gesellschaft, so sind die Aufwendungen
hiefür aus den Mitteln der Bundesmineralöl-
steuer zu bestreiten.

(9) Der Bundesminister für Bauten und Tech-
nik wird ermächtigt, jährlich nicht rückzahlbare
Beiträge aus den Mitteln der Bundesmineralöl-
steuer an die Gesellschaft so lange zu leisten, bis
die Erträge aus den Benützungsentgelten die Auf-
wendungen der Gesellschaft für den Schulden-
dienst, die Erhaltung der Arlberg Schnellstraße
Tunnelstrecke sowie für angemessene Verwal-
tungskosten decken. Die jährliche Höhe solcher
Beiträge darf den Unterschied zwischen den vor-
genannten Aufwendungen und Erträgen nicht
übersteigen.

(10) Für die Übernahme der Haftung durch
den Bund ist kein Entgelt zu entrichten.

§ 6. Die Forderung der Aktiengesellschaft ge-
gen den Bund auf Überlassung des Benützungs-
entgeltes nach § 3 sowie der aus Nebenbetrieben
gezogenen Entgelte nach § 1 Abs. 4 ist höchstens
mit dem Betrag in die Jahresabschlüsse der Ak-
tiengesellschaft einzustellen, den die Aktien-
gesellschaft für Grundeinlösungen, sowie Bau,
Erhaltung, Betrieb und Finanzierung der Arl-
berg Schnellstraße Tunnelstrecke, für die Kosten
der Einhebung des Benützungsentgeltes und zur
Deckung der angemessenen Verwaltungskosten
der Aktiengesellschaft aufgewendet hat.

§ 7. Die Aktiengesellschaft (§ 1) ist von den
bundesgesetzlich geregelten Abgaben vom Ein-
kommen sowie von der Gewerbesteuer nach dem
Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital befreit,
wenn sich ihre Tätigkeit auf die Durchführung
der in diesem Bundesgesetz bezeichneten Auf-
gaben beschränkt.

§ 8. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist hinsichtlich des § 1 und des § 5 Abs. 9 der
Bundesminister für Bauten und Technik, hin-
sichtlich des § 2 und des § 3 der Bundesminister
für Bauten und Technik im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen und hinsicht-
lich des § 4 und des § 5 Abs. 1 bis 8 und 10
sowie hinsichtlich des § 6 und des § 7 der Bun-
desminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch Moser

1 1 4 . Bundesgesetz vom 14. Feber 1973, mit
dem das Tauernautobahn-Finanzierungs-

gesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Tauernautobahn-Finanzierungsgesetz,

BGBl. Nr. 115/1969, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 25/1971 wird wie folgt ge-
ändert:

1. Im Titel sind die Worte „betreffend die
Finanzierung der Tauernautobahn im Abschnitt
Eben im Pongau bis Rennweg (Tauernautobahn-
Finanzierungsgesetz)" zu ersetzen durch die
Worte „betreffend die Finanzierung der Tauern-
autobahn im Abschnitt Eben im Pongau bis
Gmünd (Tauernautobahn-Finanzierungsgesetz)".

2. Im § 1 Abs. 1 sind die Worte „in der
Strecke von Eben im Pongau bis Rennweg
(Tauernautobahn-Scheitelstrecke)" zu ersetzen
durch die Worte „in der Strecke von Eben im
Pongau bis Gmünd (Tauernautobahn-Scheitel-
strecke)".
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3. Der Abs. 1 des § 2 hat zu lauten:

„(1) Der Bund hat für die Benützung der
Tauernautobahn-Scheitelstrecke im Bereich zwi-
schen der Anschlußstelle Flachau und der An-
schlußstelle Rennweg ein Entgelt einzuheben."

4. Die lit. a des § 4 hat zu lauten:

„a) die Höhe des Grundkapitals der Aktien-
gesellschaft mit mindestens 500 Millionen
Schilling bestimmt ist".

5. Die lit. c des § 4 hat zu lauten:

„c) die Bundesländer Kärnten und Salzburg
sich gegenüber der Aktiengesellschaft ver-
pflichten, dieser in den Jahren 1977 bis
1986 jährlich je 16 Millionen Schilling und
in den Jahren 1987 bis 1991 jährlich je
10 Millionen Schilling als nicht rückzahl-
bare Zuschüsse zu leisten,"

6. Der § 5 Abs. 2 lit. a hat zu lauten:

„a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag (Ge-
genwert) der Haftung 10.880 Millionen
Schilling an Kapital und 10.880 Millionen
Schilling an Zinsen und Kosten nicht über-
steigt;"

7. Nach § 5 Abs. 2 lit. f sind die nachstehend
unter lit. g und lit. h angeführten Bestimmungen
einzufügen:

„g) eine Kreditoperation gemäß Abs. 1, die
nach dem Zeitpunkt der vollen Betriebs-
aufnahme erfolgt, die in diesem Zeitpunkt
aushaftende Summe der aufgenommenen
Anleihen, Darlehen und sonstigen Kredite
zuzüglich der aushaftenden Zinsen nicht er-
höht,

h) die Laufzeit der Kreditoperation gemäß
Abs. 1 nicht nach dem 31. Dezember 2010
endet."

8. Nach § 5 Abs. 4 ist als Abs. 5 einzufügen:

„(5) Vorzeitige Rückzahlungsermächtigungen
(Kündigungsrechte) sind für die Beurteilung der
Laufzeit nicht zu berücksichtigen."

9. Der Abs. 5 des § 5 ist als „Abs. 6", der
Abs. 6 des § 5 ist als „Abs. 7" zu bezeichnen.

10. Nach § 5 Abs. 7 ist als Abs. 8 einzu-
fügen:

„(8) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, so lange jährliche Beträge an die Ge-
sellschaft zu leisten, bis die Erträge aus den Be-
nützungsentgelten die Aufwendungen der Ge-
sellschaft für den Schuldendienst, für die Erhal-
tung der Tauernautobahn-Scheitelstrecke sowie
für die angemessenen Verwaltungskosten decken;
die jährliche Höhe solcher Beträge darf den Un-

terschied zwischen den vorgenannten jährlichen
Aufwendungen und Erträgen, ihre Gesamthöhe
darf 20 v. H. des in Abs. 2 lit. a angeführten
Gesamtbetrages der Haftung für Kapital nicht
übersteigen.

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
hinsichtlich des Art. I Z. 2 der Bundesminister
für Bauten und Technik, hinsichtlich des Art. I
Z. 3 der Bundesminister für Bauten und Technik
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen und hinsichtlich aller übrigen Bestim-
mungen der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch Moser

1 1 5 . Bundesgesetz vom 14. Feber 1973,
mit dem das Scheidemünzengesetz 1963

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Scheidemünzengesetz 1963, BGBl. Nr. 178,
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 331/1970 wird wie folgt geändert:

1. Der § 1 hat zu lauten:

"§ 1. (1) Das Bundesministerium für Finanzen
ist berechtigt, Scheidemünzen auszuprägen und
in den Verkehr zu setzen, und zwar:

a) Münzen aus unedlen Metallen im Nenn-
wert von 1, 2, 5, 10, 20, 50 Groschen (g),
1, 2, 5 und 10 Schilling (S);

b) Silbermünzen im Nennwert von 5, 10, 20,
25 und 50 S.

(2) Die Zusammensetzung, die Ausmaße und
die Ausstattung der Münzen bestimmt der
Bundesminister für Finanzen mit Verord-
nung.

(3) Der Betrag der im Umlauf befindlichen
Münzen darf höchstens 500 S je Kopf der Be-
völkerung betragen. Auf diesen Betrag sind
Silbermünzen zu 25 S und 50 S nicht anzu-
rechnen.

(4) Die Oesterreichische Nationalbank hat dem
Bundesministerium für Finanzen auf dessen Er-
suchen Empfehlungen hinsichtlich der Menge
der jährlich auszugebenden Münzen zu erstatten;
hiebei ist darauf Bedacht zu nehmen, daß der
laufende Bedarf an Münzgeld unter Wahrung
eines den währungspolitischen Erfordernissen
Rechnung tragenden Verhältnisses zwischen
Münzenumlauf und Banknotenumlauf (§ 63 des
Nationalbankgesetzes 1955) sichergestellt wird."
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2. Im § 2 ist dem Abs. 2 folgender Satz anzu-
fügen:

„Diese Bestimmungen gelten sinngemäß für
Silbermünzen zu 25 S oder 50 S, jedoch nur
mit dem Satz von 5 v. H."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

116. Bundesgesetz vom 14. Feber 1973
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Darlehen und sonstige Kredite der Flug-
hafen Wien Betriebsgesellschaft mit be-

schränkter Haftung

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, für die von der Flughafen
Wien Betriebsgesellschaft mit beschränkter Haf-
tung im In- und Ausland aufzunehmenden Dar-
lehen und sonstigen Kredite namens des Bundes
die Haftung als Bürge und Zahler (§ 1357 des
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches) zu über-
nehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur Ge-
brauch machen, wenn

a) der Gesamtbetrag (Gegenwert) der Dar-
lehen und sonstigen Kredite 450 Millionen
Schilling an Kapital und der Gesamtbetrag
der Zinsen und Kosten 450 Millionen
Schilling nicht übersteigt;

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 150 Millionen Schil-
ling an Kapital nicht übersteigt;

c) die Laufzeit der Kreditoperation 25 Jahre
nicht übersteigt;

d) sich die Haftung des Bundes höchstens auf
denjenigen Anteil der Darlehen und son-
stigen Kredite samt Zinsen und Kosten
erstreckt, der der Beteiligung des Bundes
an der Flughafen Wien Betriebsgesellschaft
mit beschränkter Haftung (50%) ent-
spricht;

e) die prozentuelle Gesamtbelastung der
Kreditoperation in inländischer Währung
unter Zugrundelegung der folgenden For-
mel nicht mehr als das Zweieinhalbfache
des im Zeitpunkt der Kreditaufnahme
geltenden Zinsfußes für Eskontierungen
der Oesterreichischen Nationalbank (§ 48
Abs. 2 des Nationalbankgesetzes 1955,
BGBl. Nr. 184, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 276/1969) beträgt:

f) die prozentuelle Gesamtbelastung der
Kreditoperation in ausländischer Währung
nach der Formel laut lit. e nicht mehr als
das Zweieinhalbfache des arithmetischen
Mittels aus den im Zeitpunkt der Kredit-
aufnahme geltenden offiziellen Diskont-
sätzen in Belgien, der Bundesrepublik
Deutschland, Frankreich, Großbritannien,
den Niederlanden, Schweden, der Schweiz
und den USA (New York) beträgt;

g) die Kreditoperation in Schilling, Belgi-
schen Francs, Deutschen Mark, Französi-
schen Francs, Holländischen Gulden,
Italienischen Liren, Japanischen Yen,
Kanadischen Dollar, Luxemburgischen
Francs, Pfund Sterling, Schwedischen Kro-
nen, Schweizer Franken, US-Dollar oder
in Rechnungseinheiten, die auf mehreren
dieser Währungen beruhen, erfolgt und

h) der Erlös der Kreditoperation ausschließ-
lich zur Mitfinanzierung der Investitions-
vorhaben am Flughafen Wien-Schwechat
verwendet wird.

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 2 lit. e und f sind die Zuzählungsverluste
vom Bruttoerlös in Abzug zu bringen.

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Krediten, bei welchen die Zinssätze jeweils
für bestimmte Zeitabschnitte variabel festgesetzt
werden, ist für die vertragliche Laufzeit die Ge-
samtbelastung nach der Formel laut Abs. 2 lit. e
und f zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses
maßgebend.

(5) Vorzeitige Rückzahlungsermächtigungen
(Kündigungsrechte) sind für die Beurteilung der
Laufzeit nicht zu berücksichtigen.

§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
Abs. 1 und 2 für Fremdwährungsbeträge über-
nommen, so sind diese zu den im Zeitpunkt der
Haftungsübernahme vom Bundesminister für
Finanzen jeweils festgesetzten Kassenwerten auf
die genannten Höchstbeträge anzurechnen.

§ 3. (1) Der Bundesminister für Finanzen
wird ermächtigt, die gemäß § 1 Abs. 1 und 2
übernommenen Haftungen über die vertraglich
vereinbarte Laufzeit zu erstrecken, wenn

a) eine Prolongierung der Fälligkeit der Ver-
pflichtungen aus Kreditoperationen ver-
traglich vorgesehen ist und vom Schuldner
in Anspruch genommen wird oder zur
Vermeidung einer Inanspruchnahme des
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Bundes aus. der Haftung infolge unvor-
hersehbar eingetretener wirtschaftlicher
oder finanzieller Schwierigkeiten des
Hauptschuldners geboten ist und der
Gläubiger zustimmt,

b) durch die Prolongierung die vertraglich
vereinbarte Laufzeit um nicht mehr als
fünf Jahre überschritten wird,

c) die Mehrleistungen an Zinsen im Haftungs-
rahmen für Zinsen und Kosten Deckung
finden und

d) die Mitgesellschafter Stadt Wien und Land
Niederösterreich ihre Haftungen gleichfalls
über die vereinbarte Laufzeit erstrecken.

(2) Die sich jeweils ergebende Gesamtlaufzeit
darf die im § 1 Abs. 2 lit. c festgesetzte Lauf-
zeit nicht überschreiten.

§ 4. Der Bundesminister für Finanzen darf
Haftungen gemäß § 1 Abs. 1 und 2 überdies
nur dann übernehmen, wenn

a) dem Bundesministerium für Finanzen die
Prüfung der zweckgebundenen Verwen-
dung der bundesverbürgten Kredite und
im Zuge dieser Prüfung die Einsicht in
alle Bücher, Urkunden und sonstige Schrif-
ten der Flughafen Wien Betriebsgesell-
schaft mit beschränkter Haftung gewähr-
leistet wird und

b) die Gesellschaft dem Bundesministerium
für Finanzen für die Dauer der Laufzeit
der verbürgten Kredite den jährlichen Ge-
schäftsbericht samt Gewinn- und Verlust-
rechnung und den Prüfungsbericht eines
Wirtschaftsprüfers und Steuerberaters
(einer Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbe-
ratungsgesellschaft) oder eines Buchprüfers
und Steuerberaters (einer Buchprüfungs-
und Steuerberatungsgesellschaft) im Sinne
der Wirtschaftstreuhänder-Berufsordnung,
BGBl. Nr. 125/1955, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 26/1965 vor-
legt.

§ 5. Wird der Bund auf Grund einer gemäß
den vorstehenden Bestimmungen übernomme-
nen Haftung in Anspruch genommen, steht ihm
neben dem Recht, vom Schuldner den Ersatz
der bezahlten Schuld zu fordern (§ 1358 des all-
gemeinen bürgerlichen Gesetzbuches), auch das
Recht zu, vom Schuldner den Ersatz aller im
Zusammenhang mit der Einlösung der über-
nommenen Haftung entstandenen Aufwendun-
gen, insbesondere die vom Bund in einem Rechts-
streit mit dem Gläubiger aufgewendeten Kosten,
zu fordern.

§ 6. Für die Übernahme der Bürgschaft durch
den Bund ist kein Entgelt zu entrichten.

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist der Bundesminister für Finanzen be-
traut.

Jonas
Kreisky Androsch

117. Bundesgesetz vom 14. Feber 1973
betreffend das Internationale Institut für an-

gewandte Systemanalyse

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die dem Internationalen Institut für
angewandte Systemanalyse (Institut) zufließenden
Mitgliedsbeiträge und freiwilligen Zuwendungen
sowie die von ausländischen Auftraggebern stam-
menden, dem Institut zufließenden Entgelte aus
Forschungsaufträgen bleiben bei der Ermittlung
des steuerpflichtigen Einkommens außer Ansatz.

(2) Zuwendungen unter Lebenden, die der
Schenkungssteuer nur deshalb unterliegen, weil
das Institut seinen Sitz im Inland hat, sind von
der Schenkungssteuer befreit.

§ 2. (1) Die vom Institut an seine Dienstneh-
mer, die nicht österreichische Staatsbürger sind,
gezahlten Arbeitslöhne gehören nicht zur Bei-
tragsgrundlage für den Dienstgeberbeitrag zum
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfe.

(2) Die Dienstnehmer des Institutes, die nicht
österreichische Staatsbürger sind, sind von den
Leistungen aus dem Familienlastenausgleich aus-
geschlossen; gleiches gilt für deren Ehegatten und
minderjährige Kinder, sofern sie mit dem Dienst-
nehmer in einer Haushaltsgemeinschaft leben.

§ 3. Das Institut ist von den Steuern vom Ver-
mögen hinsichtlich seiner bei inländischen Kredit-
instituten jederzeit fälligen Guthaben, soweit sie
aus in- und ausländischen Zahlungen bestehen, die
für den laufenden Personal- und Sachaufwand
des Institutes vorgesehen sind, befreit.

§ 4. Einrichtungsgegenstände, einschließlich
Dienstkraftwagen und Forschungsgegenstände, die
für den Gebrauch des Institutes ein- oder aus-
geführt werden, sind von Zöllen und anderen
Abgaben, die anläßlich der Ein- oder Ausfuhr
zu erheben sind, befreit. Für nicht im Eigentum
des Institutes stehende Gegenstände gilt diese
Befreiung nur für die Dauer des Gebrauches
durch das Institut. Werden die abgabenfrei ein-
geführten Gegenstände in Österreich vor Ablauf
von vier Jahren nach ihrer Abfertigung zum
freien Verkehr veräußert, so sind die unerhoben
gebliebenen Abgaben zu entrichten.

§ 5. (1) Dienstnehmer des Institutes, die nicht
österreichische Staatsbürger und im Zeitpunkt
des ersten Dienstantrittes im Institut in Öster-
reich nicht ständig ansässig sind, sind von der
Lohn- und Einkommensteuer hinsichtlich der
vom Institut an sie gezahlten Gehälter befreit.
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(2) Dienstnehmer des Instituts, die nicht öster-
reichische Staatsbürger und im Zeitpunkt des
ersten Dienstantritts im Institut in Österreich
nicht ständig ansässig sind, sind von der Anwen-
dung der österreichischen Rechtsvorschriften im
Bereiche der Sozialen Sicherheit befreit.

§ 6. Einrichtungsgegenstände und die persön-
liche Habe, zwei Kraftfahrzeuge inbegriffen, die
für den persönlichen Gebrauch der im § 5 genann-
ten Person und ihrer im gemeinsamen Haushalt
lebenden Familienmitglieder eingebracht werden,
sind von Zöllen und anderen Abgaben, die an-
lässlich der Einfuhr zu erheben sind, befreit, so-
fern diese Gegenstände innerhalb von längstens
sechs Monaten nach dem Zeitpunkt des ersten
Dienstantrittes im Institut zur Abfertigung zum
freien Verkehr beantragt werden. Werden die ab-
gabenfrei eingebrachten Gegenstände in Öster-
reich vor Ablauf von zwei Jahren, Kraftfahr-
zeuge vor Ablauf von vier Jahren nach ihrer Ab-
fertigung zum freien Verkehr veräußert, so sind
die unerhoben gebliebenen Abgaben zu entrich-
ten.

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen, soweit es
sich aber um § 5 Abs. 2 handelt, der Bundesmini-
ster für soziale Verwaltung betraut.

Jonas
Kreisky Androsch Häuser

1 1 8 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1973
über die Durchführung der Zollbestimmun-
gen der Europäischen Freihandelsassoziation

(EFTA-Durchführungsgesetz 1973)

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT I

Begriffsbestimmungen

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet
der Begriff

a) „Übereinkommen" das am 4. Jänner 1960
unterzeichnete Übereinkommen zur Er-
richtung der Europäischen Freihandels-
assoziation, BGBl. Nr. 100, in der jeweili-
gen Fassung, sowie die Assoziierungsüber-
einkommen, die auf Grund des Art. 41
Abs. 2 dieses Übereinkommens abgeschlos-
sen wurden;

b) „Mitgliedstaat" jede Vertragspartei der
Übereinkommen;

c) „Zolltarif" den einen Bestandteil des Zoll-
tarifgesetzes 1958, BGBl. Nr. 74, bilden-
den Zolltarif, in der jeweiligen Fassung;

d) „Zollgesetz 1955" das Zollgesetz 1955,
BGBl. Nr. 129, in der jeweiligen Fassung.

ABSCHNITT II

Zollsondervorschriften und Zollverfahren

§ 2. Soweit in diesem Bundesgesetz nicht an-
deres bestimmt ist, finden die in Angelegenheiten
der Zölle geltenden Vorschriften Anwendung.

§ 3. Die nach den Übereinkommen für Ur-
sprungserzeugnisse der Mitgliedstaaten vorgese-
hene Zollbehandlung der Zone findet auf die im
§ 4 Abs. 2 und 4 des Zollgesetzes 1955 bezeich-
neten Waren keine Anwendung.

§ 4. (1) Zur Erteilung der in den Überein-
kommen vorgesehenen Warenverkehrsbescheini-
gungen zum Zweck der Inanspruchnahme der
Zollbehandlung der Zone in den Gebieten der
Mitgliedstaaten sind die Zollämter erster Klasse
zuständig. Der Bundesminister für Finanzen kann
die Befugnis zur Erteilung von Warenverkehrs-
bescheinigungen durch Verordnung für bestimmte
Waren auf einzelne Zollämter zweiter Klasse
ausdehnen, wenn dies aus verkehrstechnischen
oder wirtschaftlichen Gründen erforderlich ist.

(2) Wer die Erteilung einer Warenverkehrs-
bescheinigung beantragt oder eine Ursprungs-
erklärung ausstellt, hat die dafür notwendigen
Angaben vollständig und wahrheitsgemäß zu
machen und ihre Richtigkeit durch Vorlage aller
nach Lage des Einzelfalles erforderlichen und
geeigneten Unterlagen, wie Rechnungen, Ein-
fuhrpapiere, Frachtpapiere, Lieferscheine der
Vorlieferanten, nachzuweisen.

(3) Der Antrag auf Erteilung einer Waren-
verkehrsbescheinigung ist zurückzuweisen, wenn
die Voraussetzungen nach diesem Bundesgesetz
oder nach dem Teil I des Anhangs B zu den
Übereinkommen nicht gegeben sind oder die
nach Abs. 2 erforderlichen Unterlagen unvoll-
ständig oder mangelhaft sind.

(4) Bei Überprüfung der Angaben in den Ur-
sprungsnachweisen haben die Zollbehörden neben
den Befugnissen, die im § 26 Abs. 2 des Zoll-
gesetzes 1955 angeführt sind, die gleichen Be-
rechtigungen und Befugnisse, wie sie in der Bun-
desabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, in der
jeweiligen Fassung, den Abgabenbehörden für
Zwecke der Abgabenerhebung eingeräumt sind.

(5) Zur Nachprüfung der von den Zollbehör-
den der Mitgliedstaaten übermittelten Ursprungs-
nachweise hinsichtlich der Richtigkeit der darin
enthaltenen Erklärungen, insbesondere über den
Ursprung der Waren und ihre unmittelbare Be-
förderung, können die Kammerämter der Kam-
mern der gewerblichen Wirtschaft herangezogen
werden, wenn dies zur Vereinfachung und Be-
schleunigung des Verfahrens zweckdienlich er-
scheint.

(6) Wird der Antrag auf Erteilung einer Wa-
renverkehrsbescheinigung erst nach Ausfuhr der
Ware, auf die sich die Warenverkehrsbescheini-
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gung bezieht, gestellt, so kann das mit der Sache
befaßte Zollamt den Antrag an ein anderes,
dem Wohnsitz (Sitz) des Exporteurs oder der
Betriebsstätte, aus der die ausgeführte Ware
stammt, nähergelegenes sachlich zuständiges Zoll-
amt weiterleiten, sofern dies zur Vereinfachung
oder Beschleunigung des Verfahrens zweckdien-
lich ist und nicht überwiegende Interessen des
Antragstellers entgegenstehen. Der Antragsteller
ist von der Weiterleitung zu verständigen.

§ 5. Die Herstellung von Vordrucken der in
den Übereinkommen vorgesehenen Warenver-
kehrsbescheinigungen und Ursprungserklärungen
ist in Österreich der Österreichischen Staats-
druckerei vorbehalten.

§ 6. Die Anträge auf Erteilung von Waren-
verkehrsbescheinigungen sowie die bei der Ein-
fuhr von Ursprungserzeugnissen dem Zollamt
vorzulegenden Warenverkehrsbescheinigungen
und die bei der Ausfuhr von Ursprungserzeug-
nissen vom Zollamt zu bestätigenden Waren-
verkehrsbescheinigungen sind von den Stempel-
gebühren befreit.

§ 7. Der Bundesminister für Finanzen hat die
in den Übereinkommen oder in Beschlüssen der
nach den Übereinkommen zuständigen Organe
festgelegten Wertgrenzen und Beträge, soweit
sie für das Zollverfahren in Österreich, insbeson-
dere für die im Art. 14 Abs. 2 des Teiles I des
Anhangs B zu den Übereinkommen vorgesehenen
Fälle, bedeutsam sind, unter Berücksichtigung
der Parität zwischen Gold und Schilling durch
Verordnung jeweils festzusetzen. Dabei sind die
sich aus der Berechnung ergebenden Werte auf
die nächsten 100 S aufzurunden.

§ 8. (1) Auf Antrag ist die Zollbehandlung
der Zone nach Maßgabe des § 6 des Zollgesetzes
1955 unter der Bedingung, daß innerhalb von
vier Monaten nach dem Wirksamwerden des
Teiles I des Anhangs B zu den Übereinkommen
eine gültige Warenverkehrsbescheinigung vorge-
legt wird, auch auf Waren anzuwenden,

a) die vor dem Wirksamwerden des Teiles I
des Anhangs B zu den Übereinkommen
bereits nach Österreich versandt worden
sind oder die sich im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens dieses Teiles des Anhangs B
im Zollgebiet im gebundenen Verkehr, in
einer Zollfreizone, in einem offenen Lager
auf Vormerkrechnung oder in einem Ver-
edlungsverkehr auf Vormerkrechnung be-
finden;

b) die nach dem Wirksamwerden des Teiles I
des Anhangs B zu den Übereinkommen
nach Österreich versandt werden und für
die eine Warenverkehrsbescheinigung oder
eine Ursprungserklärung nicht zugleich mit
der für das beantragte Zollverfahren ab-

gegebenen Warenerklärung vorgelegt wer-
den kann, sofern dieser Antrag innerhalb
von drei Monaten nach dem Wirksamwer-
den dieses Teiles gestellt wird.

(2) Einem Antrag nach Abs. 1 ist zu ent-
sprechen, wenn in der Warenerklärung, von der
in diesem Fall eine zusätzliche Ausfertigung bei-
zubringen ist, erklärt wird, daß die Waren Ur-
sprungserzeugnisse der Mitgliedstaaten sind, und
wenn nachgewiesen wird, daß das Erfordernis
der unmittelbaren Beförderung nach Art. 7 des
Teiles I des Anhangs B zu den Übereinkommen
erfüllt ist. Bei der nachträglichen Vorlage der
Warenverkehrsbescheinigung ist anzugeben, auf
welche Abfertigung sich diese bezieht. Wird die
Warenverkehrsbescheinigung bis zum Ablauf der
angeführten Frist dem mit der Sache befaßten
Zollamt nicht vorgelegt, so entsteht kraft Ge-
setzes die Abgabenschuld hinsichtlich des unerho-
ben gebliebenen Abgabenbetrages.

(3) In den im Abs. 1 lit. a genannten Fällen
ist auf diese Waren, wenn sie von einem den
Übereinkommen nach dem Stande vom 31. März
1973 entsprechenden und vor dem 1. April 1973
ausgefertigten urkundlichen Nachweis begleitet
sind, bis zum 31. Juli 1973 gegen Vorlage dieses
Nachweises die Zollbehandlung der Zone anzu-
wenden.

§ 9. (1) Wird durch Vorlage eines sachlich un-
richtigen Ursprungsnachweises in einem Zollver-
fahren bewirkt, daß eine auf die Übereinkom-
men gegründete Begünstigung zu Unrecht ange-
wendet wird, so entsteht mit der Ausfolgung
der Waren die Abgabenschuld kraft Gesetzes
hinsichtlich des unerhoben gebliebenen Abgaben-
betrages. Das gleiche gilt, wenn durch unrichtige
Angaben oder durch die Vorlage sachlich un-
richtiger Unterlagen bewirkt wird, daß das Er-
fordernis der unmittelbaren Beförderung nach
Art. 7 des Teiles I des Anhangs B zu den Über-
einkommen zu Unrecht als erfüllt angesehen
wird.

(2) Auf die nach § 8 Abs. 2 und § 9 Abs. 1
entstandene Abgabenschuld sind die für eine
Zollschuld nach § 174 Abs. 3 lit. c des Zoll-
gesetzes 1955 geltenden gesetzlichen Bestimmun-
gen anzuwenden.

§ 10. Der Bundesminister für Finanzen ist
ermächtigt, unter Beachtung der Interessen der
heimischen Wirtschaft zur Erleichterung und
Beschleunigung des Zollverfahrens sowie zur
wirksameren Überprüfung des Ursprungs der
durch die Übereinkommen begünstigten Waren
für die Anwendung des Teiles I des Anhangs B
zu den Übereinkommen Verfahrenserleichterun-
gen durch Verordnung festzulegen, wobei auf
die gegebenenfalls erteilten Empfehlungen der
nach den Übereinkommen zuständigen Organe
Bedacht zu nehmen ist.
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§ 11. In Angelegenheiten der Vollziehung der
in den Übereinkommen vorgesehenen Zollrege-
lungen und Ursprungsregelungen können das
Bundesministerium für Finanzen und über seinen
Auftrag die nachgeordneten Dienststellen unmit-
telbar mit den von den Mitgliedstaaten bekannt-
gegebenen Behörden verkehren.

§ 12. Für die Einreihung einer durch die
Übereinkommen begünstigten Ware in den öster-
reichischen Zolltarif gelten die Bestimmungen des
Zolltarifgesetzes 1958.

§ 13. Unbedeutende formelle Mängel der Wa-
renverkehrsbescheinigung oder der Ursprungs-
erklärung oder geringfügige Abweichungen der
Angaben in diesen Ursprungsnachweisen von den
Angaben in der Warenerklärung oder dem Inhalt
der sonstigen zur Zollabfertigung vorgelegten
Unterlagen und unbedeutende Abweichungen von
den die unmittelbare Beförderung betreffenden
Bestimmungen stehen der Anwendung der Zoll-
behandlung der Zone nicht entgegen, wenn nach-
gewiesen wird, daß die Nämlichkeit der zur Ab-
fertigung beantragten Waren mit den den Ge-
genstand des vorgelegten Ursprungsnachweises
bildenden Waren gegeben ist, und wenn trotz
der hervorgekommenen Mängel keine Zweifel
hinsichtlich des Ursprungs der Waren in den
Gebieten der Mitgliedstaaten bestehen.

§ 14. Soweit Österreich durch Beschlüsse der
nach den Übereinkommen zuständigen Organe
ermächtigt wird, durch Sonderregelungen Preis-
unterschiede der bei der Herstellung von Waren
verwendeten landwirtschaftlichen Erzeugnisse zu
berücksichtigen, sind die Sätze der Ausgleichs-
abgaben nach dem Stärkegesetz, BGBl. Nr. 218/
1967, und dem Ausgleichsabgabegesetz, BGBl.
Nr. 219/1967, beide in der jeweiligen Fassung,
in Übereinstimmung mit der Ermächtigung zu
ermitteln und durch Verordnung festzusetzen;
diese Verordnung ist nach den Bestimmungen
dieser Bundesgesetze kundzumachen. § 7 des
Stärkegesetzes und § 6 des Ausgleichsabgabe-
gesetzes finden, soweit sie sich auf die Über-
einkommen beziehen, insoweit keine Anwendung.

ABSCHNITT IV

Zollrückvergütung

§ 15. (1) Werden Ursprungserzeugnisse im
Sinne des Anhangs B zu den Übereinkommen
aus Österreich in das Gebiet eines Mitgliedstaates
ausgeführt, dann darf eine Warenverkehrs-
bescheinigung oder eine Ursprungserklärung zur
Inanspruchnahme der Zollbehandlung der Zone
nur ausgestellt werden, wenn in Österreich keine
Zollrückvergütung für Ausgangsmaterialien ge-
währt wird.

(2) Der Begriff der Zollrückvergütung im Sinne
des Abs. 1 umfaßt die Einräumung jeglicher Zoll-
begünstigung, die nur im Zusammenhang mit
der Ausfuhr von Ursprungserzeugnissen für Aus-
gangsmaterialien gewährt wird, es sei denn, daß
nach Bestimmungen der Übereinkommen oder
nach Beschlüssen der nach diesen Übereinkom-
men zuständigen Organe Ausnahmen hievon fest-
gelegt sind.

(3) In den im Abs. 1 genannten Fällen ist
unter Berücksichtigung der Bestimmungen des
Abs. 2 eine Warenverkehrsbescheinigung nur aus-
zustellen, wenn sichergestellt ist, daß

a) Zölle nach § 45 des Zollgesetzes 1955 nicht
vergütet werden oder

b) Ausgangsmaterialien, die in einem Vor-
merkverkehr zur Veredlung oder Ausbes-
serung, und die inneren Umschließungen,
die in einem Vormerkverkehr zur vor-
übergehenden Benutzung eingeführt wor-
den sind, trotz ihrer Wiederausfuhr so be-
handelt werden, als ob sie im Inland ver-
blieben wären, oder

c) für eingeführte Ausgangsmaterialien, die
in einer Zollfreizone oder einem Zollager
be- oder verarbeitet wurden, oder für aus-
ländische innere Umschließungen, die in
einer Zollfreizone oder einem Zollager
zum Verpacken oder Umpacken verwendet
worden sind, trotz ihrer Wiederausfuhr
jener Betrag an Zoll vorgeschrieben wor-
den ist, der zu entrichten gewesen wäre,
wenn sie zum freien Verkehr im übrigen
Zollgebiet abgefertigt worden wären.

(4) Wird eine Ursprungserklärung verwendet,
so darf eine Zollrückvergütung im Sinne des
Abs. 2 nicht mehr beansprucht werden; ein durch
eine Zollrückvergütung Begünstigter hat in den
im Abs. 3 genannten Fällen zu beantragen, die
Zollrückvergütung durch Erhebung des Zoll-
betrages in der Höhe des durch sie erlangten
Zollvorteiles unwirksam zu machen. Der Be-
günstigte hat dem Zollamt die für die Zollvor-
schreibung erforderlichen Angaben zu machen.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 3 und 4 über
das Verbot der Zollrückvergütung gelten nicht,
wenn die Zollbehandlung der Zone in einem
Mitgliedstaat nicht beansprucht oder verweigert
worden ist oder wenn Rückwaren im Sinne des
Zollgesetzes 1955 vorliegen. Eine bereits erfolgte
Zollvergütung oder Zollabrechnung oder eine
gemäß Abs. 3 lit. c oder Abs. 4 erfolgte Vor-
schreibung ist auf Antrag entsprechend abzu-
ändern, sofern kein Zweifel an der Nämlichkeit
der Waren besteht. Ein solcher Antrag kann
innerhalb von drei Jahren nach dem Austritt
der betreffenden Ware aus Österreich gestellt
werden.
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ABSCHNITT V

Schlußbestimmungen

§ 16. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. April
1973 in Kraft.

(2) Verordnungen zur Durchführung dieses
Bundesgesetzes können bereits vor dessen In-
krafttreten erlassen werden. Sie treten jedoch
frühestens mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes in Kraft.

(3) Mit Ablauf des 31. März 1973 verlieren
die folgenden bundesgesetzlichen Vorschriften
ihre Wirksamkeit:

1. Das EFTA-Durchführungsgesetz, BGBl.
Nr. 274/1961, in der Fassung der EFTA-
Durchführungsgesetznovelle 1967, BGBl.
Nr. 47;

2. die Art. II bis IV des 3. EFTA-Durchfüh-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 339/1965;

3. die Art. III bis V des 5. EFTA-Durchfüh-
rungsgesetzes, BGBl. Nr. 457/1971.

(4) Insoweit durch Beschlüsse der nach den
Übereinkommen zuständigen Organe die Öster-

reich erteilte Ermächtigung zur Erhebung der im
EFTA-Ausgleichsabgabegesetz, BGBl. Nr. 418/
1970, vorgesehenen Ausgleichsabgabe zurückge-
nommen wird, tritt das EFTA-Ausgleichsabga-
begesetz außer Kraft. Der Bundesminister für
Finanzen hat durch Kundmachung zu verlaut-
baren, zu welchem Zeitpunkt Bestimmungen des
EFTA-Ausgleichsabgabegesetzes außer Kraft
treten.

§ 17. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind betraut:

a) Der Bundesminister für Finanzen im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie hinsicht-
lich des § 4 Abs. 5;

b) hinsichtlich des § 14 und des § 16 Abs. 3
jeweils die mit der Vollziehung der dort
genannten Bundesgesetze betrauten Bun-
desminister;

c) im übrigen der Bundesminister für
Finanzen.

Jonas
Kreisky Androsch
Staribacher Weihs Broda


